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ANFRAGE 

der Abgeordneten DKIM. BAUER, DVW. JOSSECK 

an den Herrn Bundesminister für Finanzen 

betreffend Bundes-Verwaltungsabgabenverordnung 1983 

Die Bundesregierung hat mit EGBL Nr. 24 vom 21. Jänner 1983 die Bundes­

Verwaltungsabgaben in zwanzig verschiedenen Bereichen mit Wirktmg per 

1. März 1983 kräftig erhbllt. Generell bringt die Verordnung eine Erhöhtmg 

der Abgaben um 100% gegenüber 1968, einzelne Tarifposten werden sogar 

verzwanzigfacht • 

Nach Auffassung der Anfragesteller ist dies aJs neuerlicher Versuch der 

Bundesregierung zu werten, durch Erhöhtmg der Bundeseinnahmen auf Kosten 

der StaatSbürger die Mittel für den Schuldendienst aufzubringen. 

Darüberhinaus ist Zei tungsmeldtmgen zu entnehmen, daß dem Bundesministerium 

für Finanzen keine Berechnungen der mit dieser Maßnahme erzielbaren Mehrein­

~en vorliegen. 

In diesem ZUSaJIJrrenhang richten die unterzeichneten Abgeordneten an den 

Herrn &mdesminister für Finanzen die 

An fra g e: 

1. Stehen Ihrem Ressort Berechnungen bezüglich der aus der Bundes-Verwaltungs- . 

abgabenverordntmg 1983 erwachsenden Mehreinnahmen zur Verfügung? 

2. Welche Ausgabenansätze werden Sie mit Hilfe dieser Mehreinnahmen bedecken ? 

Wien, 1983-02-10 
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